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OHNE ARBEIT.

Die traurige Stufenleiter der Arbeitslosigkeit hat nach dem Stillstand vom Juni

— seit wir zuletzt den Stand in der „Rundschau" festgestellt haben — eine neue

Rekordziffer erreicht. Im Oktober 1931 sind bei den Arbeitsämtern und nicht gewerbs¬

mäßigen Stellennachweisen r d. 160 000 weibliche Angestellte erwerbslos

gemeldet. War zu Beginn des Jahres 1931 jede zwölfte weibliche Angestellte erwerbslos,

im Sommer 1931 etwa jede zehnte, so_ist im letzten Viertel des Jahres bereits jede achte

bis neunte ohne Stellung. Dabei werden, wie die Altersstatistiken der neuen Zugänge

bei den Arbeitsnachweisen erweisen, die jüngeren Jahrgänge weniger abgebaut als

die „älteren" zwischen 20 und 30 — dagegen sind die im ganzen sehr spärlichen Ver¬

mittlungen bei den jüngsten weiblichen Angestellten am erfolgreichsten. „Verjüngung

der Belegschaften" nennt das eine Umfrage der Handelskammern. Nach dem Bericht des

Reichsarbeitsmarktanzeigers häufen sich neuerdings die Nachfragen nach Verkäuferinnen,

die gleichzeitig einen Teil der Hausarbeit mit ausführen sollen. Es steht sicher

nicht im Zusammenhang mit diesen Wünschen, wirkt aber wie eine bittere Ironie,

wenn unter den Schulungskursen für Erwerbslose bei den Arbeitsämtern jetzt in

Recklinghausen hauswirtschaftliche Kurse für Verkäuferinnen und Kontoristinnen, in

Herne Kochkurse für Verkäuferinnen eingerichtet worden sind. (Dabei weist

unter den erwerbslosen Frauen die Gruppe „Häusliche Dienste" die größte Arbeitslosig¬
keit auf!)

Die Arbeitslosenziffern der letzten Monate:

Oktober 1930

Juni 1931

Juli

August

September
Oktober

Die Entwicklung der letzten Jahre. Das ganze katastrophale Ausmaß der Arbeits¬

losigkeit zeigt eine Zusammenstellung der erwerbslosen weiblichen Angestellten seit 1925:

Kaufm. Angestellte Büro-Angestellte

Oktober 1925 16 143 4 513

Oktober 1926 63 410 12 175

Oktober 1927 39 611 6 937

Oktober 1928 42 251 7 816

Oktober 1929 61 569 9 746

Oktober 1930 95211 17 143

Oktober 1931 135 816 23 376

Kaufm. Angestellte Büro-Angestellte
m. w. m. w.

159 408 95 211 20158 17 143

205 038 121 167 23 347 19 638

210114 119 434 24 036 19 503

212 881 124 115 24 585 20 149

221 698 129 451 24816 21448

236 403 135816 25 723 23 376



Seit Oktober 1925 ist also die Zahl der arbeitslosen weiblichen Angestellten um das

Achtfache gewachsen. (Die der männlichen kaufmännischen und Büro-Angestellten
„nur" um das Fünffache.)

Noch zuviel weibliche Angestellte! Die Zentrumsfraktion der Dortmunder Stadt¬

verordnetenversammlung hat (lt. Dortmunder Generalanzeiger vom 3. 11. 1931) bean¬

tragt, daß der Magistrat prüfen möge, welche der z. Zt. bei der Stadtverwaltung
beschäftigten weiblichen Angestellten unter Wahrung der Erfordernisse einer un¬

gestörten Verwaltung durch entsprechend vorgebildet beschäftigungslos gewordene männ¬

liche Kräfte vorübergehend ersetzt werden können. Über das Ergebnis dieser Prüfung
sei in geheimer Sitzung Bericht zu erstatten! — Der Antrag wurde durch die Stimmen

der S. P. D. und K. P. D. abgelehnt.

URTEILE UND ENTSCHEIDUNGEN.

Verheiratung ist kein Entlassungsgrund! Die sehr schwankende Rechtssprechung
zu diesem Thema ist um ein erfreulich klares Urteil bereichert worden, das hoffent¬

lich auch in künftigen Fällen als Maßstab dienen wird. Einer weiblichen Angestellten
war mit ihrer Eheschließung gekündigt worden, da der Arbeitgeber keine „Doppel¬
verdiener" zu beschäftigen wünschte. Der Vertreter ihrer Klage führte vor dem

Arbeitsgericht Berlin aus, daß entweder die Kündigung unwirksam sei, da sie gegen

die Reichsverfassung verstoße, die ja die Ehe unter besonderen Schutz stelle; nehme

man aber an, daß die Kündigung wirksam sei, so stelle sie eine unbillige Härte nach

§ 84 Abs. 1 und 4 BRG. dar, da dann der Angestellten nur wegen ihrer Zugehörigkeit
zum weiblichen Geschlecht gekündigt worden sei; außerdem befinde sich ihr Ehemann

in gekündigter Stellung, so daß von „Doppelverdienst" nicht die Rede sein könne. Das

Gericht schloß sich dem letzten Standpunkt — unbillige Härte — voll an und ver¬

urteilte den Arbeitgeber, die Arbeiterbank Berlin, zur Weiterbeschäftigung der Ange¬
stellten oder zur Zahlung einer Abfindungssumme von 1200,— RM. (Abgedruckt

„Vorwärts" 12. 12. 1931.)

Eine Kündigung während der Schutzfrist des Mutterschutzgesetzes ist auf jeden
Fall rechtsunwirksam. Das Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der Nieder¬

kunft bestimmt in seinem § 4, daß in dem Zeitraum von 6 Wochen vor bis 6 Wochen

nach der Niederkunft einer Arbeitnehmerin nicht gekündigt werden kann. Einer

Arbeitnehmerin, deren Entbindung Mitte März stattgefunden hatte, war zum 1. Mai,

dem Ablaufstermin der Schutzfrist gekündigt worden. War diese Kündigung, die noch

innerhalb der Schutzfrist ausgesprochen war, wenngleich sie erst am Tage des Ablaufs

der Schutzfrist in Kraft trat, zu Recht erfolgt? Das Landesarbeitsgericht Halle bejahte
die Kündigung, da sie zwar nach dem Gesetz innerhalb der Schutzfrist rechtsunwirksam

sei, aber mit der Beendigung dieser Zeit in Wirksamkeit trete. Demgegenüber hat das

Reichsarbeitsgericht in einer grundsätzlichen Entscheidung vom 29. 4. 1931 (RAG 501/30,

abgedr. Arbeitsrechtspraxis 1931 Nr. 7, auch Reichsarbeitsblatt Nr. 33) sich auf den

Standpunkt gestellt, daß es der Zweck des Gesetzes sei, zum Schutze der Mutterschaft

jede Beunruhigung während der Schutzfrist zu verhindern. Diesem Zwecke wider¬

spräche es, wenn auch eine während der Schutzfrist ausgesprochene Kündigung nach¬

träglich wirksam werde. Die Kündigung einer Arbeitnehmerin kann also nur außerhalb

der Schutzfrist, erst nach Ablauf der 6 Wochen nach der Entbindung, zum nächst

fälligen Termin (im vorliegenden Falle nach der vertragsmäßigen 2 wöchigen Kündi¬

gungsfrist) erfolgen.

Gehört das Fahrgeld mit zum Einkommen? Eine grundsätzlich wichtige Ent¬

scheidung fällte das Reichsversicherungsamt (RVA, 31. 7. 1931 IIa, Ar. 168/31) zu dieser

Frage anläßlich eines Unterstützungsfalles einer Ehefrau, der noch nach dem Recht



abzuurteilen war, das vor der Notverordnung v. 5.6.31 Geltung hatte: Einer Arbeitslosen,
deren Ehemann wöchentlich 42,75 RM, also 7,75 RM über 35,— RM verdiente, wurden diese

überschießenden 7,75 RM auf ihre Arbeitslosenunterstützung angerechnet, so daß sie

statt 10,80 RM nur 3,05 RM erhielt. Sie machte dagegen geltend, daß ihr Mann gar
kein „Einkommen" von 42,75 RM hätte, da er 8 RM davon für die Fahrt vom Wohn¬

ort zur Arbeitsstelle absetzen müsse, so daß ihm tatsächlich nur 34,75 RM als „Ein¬
kommen" bleiben, — ein Betrag also, der unter 35,— RM liege und der daher nicht

angerechnet werden könne. Das RVA hat ihr grundsätzlich recht gegeben: da bei Ge¬

währung von Arbeitslosenunterstützung an Ehegatlen ihre gesamte wirtschaftliche Lage
berücksichtigt werden soll, müssen vom Roheinkommen auch alle Auslagen „zur Er¬

werbung, Sicherung und Erhallung des Einkommens" abgezogen werden, die ja nicht

zur Bestreitung des Lebensbedarfs dienen. Zu diesen vom „Einkommen" abzusetzenden
Kosten gehören also nach dieser Entscheidung auch die Fahrlkoslen für den Arbeits¬

weg des Arbeitnehmers. •— Eine bedeutsame Entscheidung! (Abgedr. Ztg. d. Polier-,
Werk- u. Schachtmeisterbundes Nr. 42.)

Bei Anrechnung des „Einkommens" des Ehegatten auf die Arbeitslosenunterstützung
ist auch die Kriegsbeschädigtenrente einbezogen. Kriegsbeschädigtenrente wird, so ent¬

schied das Reichsversicherungsamt am 12. Juni 1931 (lila. Ar. 86/31, abgedr. Samm¬

lung von Entscheidungen 1931 Nr. 110) bei Anrechnung des Einkommens des Ehe¬

gatten bis zur Freigrenze von 35,— RM, in der Woche, wie jedes andere Einkommen

miteingerechnet. — Die Entscheidung betont, daß die Änderung des § 112 b. Abs. 1 durch

die Notverordnung (nach der nur noch das Einkommen der Ehefrau für den Ehe¬

mann, nicht umgekehrt, anzurechnen ist) seine grundsätzliche Bedeutung nicht ver¬

loren hätte, da „auch eine weibliche Person eine auf einer Kriegsdienstbeschädigung be¬

ruhende Rente beziehen kann")!).

Schließt der Bezug von Familienwochengeld die gleichzeitige Gewährung von

Krankengeld an eine versicherte Wöchnerin aus? Eine Arbeitnehmerin, die Pflicht¬

mitglied einer Ortskrankenkasse war, erhielt von der Betriebskrankenkasse, in der ihr

Ehemann war, nach ihrer Entbindung eine Familienwochenhilfe gemäß § 205 a RVO.

Einen Anspruch auf Wochenhilfe an ihre eigene Kasse hatte sie wegen zu kurzer

Versicherungsdauer noch nicht. Kurz nach ihrer Entbindung wurde sie krank und

erhielt von ihrer Kasse Krankengeld, das jedoch, als die Kasse von dem gleichzeitigen
Bezug des Familienwochengeldes erfuhr, eingestellt wurde resp. zurückgezahlt werden

sollte. Zwar schreibt § 195 a Abs. 4 RVO vor, daß neben dem Wochengeld kein

Krankengeld gewährt werden soll; bei der Familienwochenhilfe ist jedoch, so entschied

das Reichsversicherungsamt am 8. August 1931 (II a K 673/30, abgedr. Volkstümliche

Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung Nr. 22) neben dem Wochengeld im Falle

einer mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Krankheit auch das Krankengeld zu gewähren.

ZEITSCHRIFTEN- UND BUCHERSCHAU.

Sozialpolitik.
Judith Grünfeld. Ueberzeitarbeit bei den Frauen. (Metallarbeiterztg. Nr. 11, S. 300.)

Stent nach den neu erschienenen Berichten der Gewerbeaulsichtsbeamten die zahlreichen Ver-
slölie gegen die Arbeitszeit bei den Albeiterinnen und weibl. Angestellten fesl.

P. Stein. Brauchen wir den Arbeiterinnenschutz? (Wiener Arbeiler-Zlg. 21. 9. 1931.)
Setzt sich an Hand der Diskussionen des im September in Wien tagenden Inlernalion. Aerztinnen-
I\ongre.-.ses mit der Open-Door-Bewegung auseinander.

Marg. Starrmann-Hunger. Wien-Stockholm. Fortschritt oder Rückfall der Frauenbewegung? (Vor¬
wärts 20. 10. 1931.)
Der Wiener Kongreß der Aerzlinnen hat sich mit allem Nachdruck für, der Stockholmer
Kongreli der Open-Door-Bewegung gegen den Mutterschutz ausgesprochen. Aus diesem Wider¬
spruch wird die Stellung der Frauenbewegung zur Open-Door-Frage untersucht. ..Stockholm
hat gezeigt dall sich die Oi>en-Door-Beweguni» mit verschallter Energie bemüht, Einllull auf
die Geselzgebung in den Einzelstaaten, auf die Regelung inlernalioanler Abkommen und auf
die l'Yauenoewegiing in allen Landein zu erhalten. Damit wird sie zur reaktionären Gefahr,
die es mit allen Mitteln abzuwehren gilt."



W. Prochnow. Die Mutterschaftsfflrsorge. (Mitleilungen für Betriebskrankenkassen Nr. 10, 5. 30. 1931.)
l'enersichlliehe Zusammenstellung der heule geltenden Bestimmungen.

Br. Broecker. Schmälerung der Frauenrechle in der Arbeitslosenversicherung. (Gewerkschaftl. Frauen¬
zeitung. 15. 11. 31J. Instruktive Zusammenstellung der geilenden Bestimmungen.

Wirtschaftspolitik.
Was verbrauchen die Angestellten? Ergebnisse aus der dreijährigen Haushaltstatistik des Allgemeinen

Freien Angeslelttenbundcs, Berlin. Freier Volksverlag 1931.

Aufschlullreiches Material, in leicht lesbarer Darstellung, zur Lebenshaltung der Angestellten¬
familien. Leider haben sich, wie immer bei solchen Haushallslalisliken, in der Hauptsache
besser bezahlte Ange=lellteniamiiien beteiligt. Die Analyse einiger Arbeitslosenhaushatte gibt
einen charakteristischen Einblick in die wirkliche Lage. Zur Lektüre besonders empfohlen.

Käthe Leichter. Frauenarbeit im Zeichen der Ralionalisierungskrise. (Arbeil und Wirtschaft Nr. 20,
15. 10. 193t.)
An Hand der Berichte der österreichischen Gewerbeinspeklorcn wird dargestellt, dafl die

Rationalisierung zwar zunächst die Frauen in vermehrter Zahl beschäftigt hat, dall aber die
Ralionalisierungs k r i s e sich vor allem auf die weiblichen Arbeitskräfte auswirkt. — Wie die
meisten Arbeiten von K. Leichter ist auch dieser Aulsatz lesenswert.

Dr. Rosa Kempf. Die deutsche Frau nach der Volks-, Berufs- und Betriebszählung von 1925. Hrsg.
v. Bund deutscher Frauenvereine. Mannheim, Bensheimer 1931. Mit vielen Tafeln.

AgneB Mertens-Edelmann. Die Zusammensetzung des Familieneinkommens. (Deutsche Akademie für
soziale und pädagogische Frauenarbeit, Bd. 6. Eberswalde, H. Müller 1931.)
Erhebung an 69 Familien, in der Reihe der Untersuchungen zu ,.Bestand und Erschütterung
der Familie in der Gegenwart". Auch Material zur ,,Doppelverdiener"-Frage.

Die Entwicklung der Frauenarbeit. In: Erzeugungs- und Absatzbedingungen der deutschen Wirtschaft.
Auf Grund der Veröffentlichungen des Enquete-Ausschusses zusammengestellt von Dernburg-
Ilecht-Neu. Berlin, Mittler 1931. S. 61.

Kurze zusammenfassende Darstellung der letzten Jahrzehnte bis 1925, Statistik, Struktur, Gründe.

„Doppelverdiener", in: Die Angestelltenbewegung 1928—31, hrsg. v. Afabund. Berlin, Freier Volks¬
verlug, S. 221.

Gehl besonders auf die Entwicklungsgeschichte dieses Kampfes ein und trennt die Begriffe
zwischen unechten und echten ,,Doppelverdienern".

Hilde Walter. Das Siehkragenproletariat wächst. (Die Weltbühne Nr. 42.)

Gewerkschaften, Organisationen.
Bericht der Internationalen Frauenkonferenz. (Die Internationale Gewerkschaftsbewegung, September¬

heft 1931.)
Der ausführliche offizielle Bericht des IGB. enthält auch alle Entschließungen im Wortlaut:
1. das Recht der Frau auf Arbeit, 2. die Frau in Industrie und Handel, 3. die Frau in der

Landwirtschaft, 4. die Hausgehilfinnen.

Der Gewerkschnltskongreß und die Frauen. (Gewerkschaftliche Frauenzeitung Nr. 9 v. 15. 9. 1931.)
Berichtet über die Diskussion von Frauenfragen auf dem Kongrell des ADGB. Ende August in

Frankfurt, an dem 12 weibliche Delegierte teilnahmen. Der vom llauptvorstand des Mclall-
arbeilerverbandts geslellle Antrag: „ln die Tagesordnung des nächsten Kongresses ist die Frage
Frauenarbeit und Gewerkschaften aufzunehmen" ist einstimmig angenommen und dem Bundes¬
vorstand zur Berücksichtigung überwiesen worden.

Die Frauensektion auf dem österreichischen Gewerkschaftskongreß. (Arbeit und Wirtschaft Nr. 19,
1. 10. 1931.)

Tätigkeitsbericht, Diskussionen, Resolution. In dieser heißt es: „Die Bildung der Fraucn-

agilalionskomilees in den Verbänden haben sich als zweckmäßig erwiesen, sie haben zur

Belebung der Gewerkschaftstälißkeit unter den weiblichen Mitgliedern beigetragen. Der Kongreß
empfiehlt den angeschlossenen Verbänden die Errichtung von Frauenkomilees und deren Ausbau."

Vergleiche auch dazu: Frauentagen auf dem Gewerkschaftskongreß. (.Wiener Arbeiter-Zeitung,
28. 9. 1931.) Es waren 33 weibliche Delegierte anwesend.

Die Organisationen des Bundes deutscher Frauenvereine. (Nachrichtenblalt des Bd. dtsch. Fr. Nr. 9/1931.)
Auf (inind eines Antrages zu neuer Beitrags- und Slimmverleiiung erfährt man den hetiligen
Oiganisalionssland: Der Bund hat 483 000 Mitglieder, die beiden grollten ihm angeschlossenen
Organisationen sind der Reichsverband Dlsch. Ilausfrauenvereine mit 130 000 Mitgliedern und

der GDA. mit 90 000 weiblichen Mitgliedern (diese „gemischle" Zusammensetzung kennzeichnet
die Organisation).

Marie Munk. Die Bedeutung der Internationalen Vereinigung berufstätiger Frauen und ihr erster

internationaler Kongreß. (Die Frau, Oktoberhefl 1931.)
Berichtet ausführlich über die Geschichte, weniger klar über die Zwecke des Verbandes.
Deutschland besitzt nnch keine solche Vereinigung berufstätiger Frauen, die Frauen ver¬

schiedenster, meist gehobener Berufe in einer gemeinsamen Organisation, nicht als Bund ver¬

schiedener Berulsverbände zusammenfaßt, um „persönlichen Gedankenaustausch, der wirtschaft¬
liche Vorteile mit sich bringt und berufliche Beziehungen knüpft", zu pflegen: aber nach

Meinung von M. Munk wäre die deutsche Gründung ein Bedürfnisl (Inzwischen erfolgtl)

Frauenfragen, Allgemeines.
Fritz Klatt. Frauenbildung. Frauenbewegung. (Nene Blätter für den Sozialismus, Heft 10, Oktober 1931.)

„Die Frauenbewegung steht als Volksbewegung unter dem Zeichen der Aufbietung der Reserve-
kräl'tc" — nachdem die Männerkrälle allzu stark verbraucht seien. Frauenbildung müsse, nach

Klatt, demnach nicht nach männlich-intellektueller, sondern nach andersartiger Schulung streben,
deren Zielsetzung aber unklar bleibt.

Gertrud Westphal. Flauenleben, Frauenarbeit. (Gewerkschaft und Hausfrau, Beilage zur Dlsch. Tech¬

niker-Zeitung, Nr. 7, 25. 9. 1931.)
Sammelbesprechung einiger Frauenbücher, als Bild der gegenwärtigen Situation der Frauen.

Verantwortliche Schrillleilung: Susanne Suhr, Berlin. Druck u. Verlag: Zentralverband der Angestellten, Berlin.


